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Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 27° Juni 1957

für Recht erkannt:

Auf die Revision wird das Urteilqdes Bayerischen

Landessozialgerichts vom 23„ März 1956 aufgehoben

und die Sache an dieses.zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung zurückverwiesen=

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten°
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I, Der 1900 geborene Kläger, von Beruf Zimmerer, war zuletzt vom

25° Januar 1951 bis zum 4° März 1954 als Hilfsarbeiter bei

den Bayerischen Motorenwerken AG«, Werk Allach9 beschäftigt„'

Dieses war seit Kriegsende von der Use—Armee besetzt° Es hatte

deren Kraftfahrzeuge instandzusetzen° Mit Schreiben
vom 4„März

1954 unterrichtete die Werksleitung den Kläger, daß nach einer

Mitteilung des amerikanischen Hauptquartiers KOMDvon dem—'

selben Tage sein Aufenthalt im Betrieb nicht mehr genehmigt

werde, Unter diesen Umständen sehe sie.sich gezwungen, den

Arbeitsvertrag mit sofortiger Wirkung zu lösen„ Diese Maßnahme

werde vom KOMD im Interesse der Regierung der Vereinigten

Staaten für notwendig gehalten° Die Werksleitung fügte hinzu,

sie glaube, daß sie die Möglichkeit haben würde, in Kürze mit

dem Kläger über Ansprüche aus seinem bisherigen Arbeitsverhält»

nis zu verhandeln° Auf Grund zweier Besprechungen wurde dann

nach-Zustimmung des Vertreters der Besatzungsmacht durch ge—

meinsame Unterzeichnung einer "Aktennotiz" vom 23, März 1954

zum Ausdruck gebracht, daß das Arbeitsverhältnis mit dem 4°

März 1954 im beiderseitigen Einvernehmen gelöst wurde° Dem
Kläger wurde — nach seinem Hinweis auf seine ungünstige soziale

Lage und sein Alter von 53 Jahren, das ihm sehr erschwere, eine
neue Beschäftigung zu finden —, eine Abfindung von 650,—— DM

zugebilligt° Dadurch seien "seine sämtlichen Ansprüche aus

seinem Arbeitsverhältnis abgegolten", '

Der Kläger meldete sich am 15° März 1954 arbeitslos und bean—

tragte Arbeitslosenunterstüt2uhg (Alu)° Mit Verfügung vom
6° April 1954 bewilligte ihm das Arbeitsamt München Alu für

_
254 Tage und setzte als ersten Unterstützungstag den 18„ Mai

1954 fest, Es sah die Abfindung als "anläßlich des Ausscheidens"

aus der Beschäftigung gewährt an, so daß gemäß @ 113 Abs° 1

.Nrn 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen—

versicherung (AVAVG) der Beginn der Unterstützung solange

hinausgeschoben wurde, als aus der Abfindung für jeden dem
Ausscheiden

aus der Beschäftigung folgenden Tag der Arbeits—

losigkeit ein Betrag in Höhe des bisherigen Arbeitsentgelts
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aufgewendet werden konnte. Der Widersyruch des Klägers hier—

gegen wurde durch Bescheid vom 19° Mai 1954 als unbegründet
zurückgewiesen, der Uhterstützungsbeginn aber auf den 26, Mai

1954 festgesetzt, da dem Arbeitsamt ein Berechnungsfehler

unterlaufen sei° Ein entsprechender Betrag der Abfindung

wurde als_Entgelt für die 14—tägige Kündigungsfrist_ange—

sehen° ‘

II° Mit Klage beantragte der Kläger, ihm unter Aufhebung des
Widerspruchsbescheids Alu "ab dem Tage der Arbeitslosmeldung

bezw„ Ablauf der Wartezeit gemäß 5 110 b AVAVG zu gewähren"°

Er bestritt, daß es sich um eine Abfindung für entgangenes

Arbeitsentgélt handele° Maßgebend sei, was diese ihrem V

Wesen und Inhalt nach darstelle°

Das Sozialgericht München wies mit Urteil vom 170 August

1954 die Klage ab, da die Abfindung aus Anlaß des Ausschei—

dene und in ursächlichem Zusammenhang mit der bisherigen

Beschäftigung gewährt worden sei und deshalb @ 113 Abs° 1
Nr° 2 AVAVG_angewandt werden müsse,

Berufung wurde wegen der grundsätzlichen Bedeutung der

Rechtssache nach 5 150 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG)gzugelassen°

Der Kläger legte Berufung ein und machte geltend, der Betrag

von 650,—— DM sei vom Arbeitgeber nur aus sozialem Entgegen—

kommen gewährt worden, eine Verpflichtung zur Entschädigung

habe nicht bestanden. Es hätten damit auch Ansprüche aus

langjähriger Tätigkeit_bei der Firma auf erhöhten Urlaub,

verlängerte Kündigungszeit, Gewährung von Sterbegeld und

— im Falle der Invalidität — einer Rente abgegolten werden

sollen, ' ’

Das Landessozialgericht München wies mit Urteil vom 23, März

1956 die Berufung mit der Maßgabe zurück, daß dem Kläger die

Alu ab 18, Mai 1954 zu gewähren sei° Es hielt die Berufung

aus 5 150 Nr" 1 SGGin Verbindung mit 5 144 Abs° 1 Nr° 2 SGG
für zulässig, aber für unbegründet, da es nicht auf die
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Bezeichnung oder rechtliche Bedeutung der gewährten Leistung,

sondern auf den objektiv zu beurteilenden zeitlichen und ur—
sächlichen Zusammenhang mit der_Entlassung ankomme„ Aus einer

* anderen bereits entschiedenen gleich gelagerten Sache sei dem

Gericht bekannt, daß derselbe Arbeitgeber die Abfindungen in

Anerkennung einer rechtlichen Verpflichtung im Sinne der 59 7,
8 des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG) gezahlt habe° Entschei—

dend sei dies aber nicht° Es könne auch dahingestellt bleiben,

ob eine Druckkündigung zur Entlassung geführt habe° Der zeit—

liche Zusammenhang sei gegeben, die Entlassung sei zumindest

mit ursächlich für die Abfindung gewesen° Dies reiche zur An—

wendbarkeit des 5 113 Abs‘ 1 Nr„ 2 AVAVG aus. Schwierige so;

ziale Verhältnisse des Klägers könnten eine andere Stellung—

nahme nicht rechtfertigen„ Unstreitig sei unter den Beteiligten,

daß der Betrag von 126,—— DM aus der Abfindungssumme als Ent—

gelt für die zweiwöchige Kündigungsfrist anzusehen und "nach

5 113 Abs° 1 Nr° 2 AVAVG anzurechnen" sei, Aber auch der Rest—

betrag von 524‚——DMunterliege "einer Anrechnung im Sinne des
@ 113"° Die unberechtigte und unzulässige Schlechterstellung

des Klägers durch den Widerspruchsbescheid sei durch Fest—

setzung des Beginns der Unterstützung auf den 18; Mai 1954
beseitigt worden„

Wegen der Grundsätzlichkeit der Rechtsfrage ist Revision zuge—
_lassen worden°

Gegen das dem Kläger am 2, Juni 1956 zugestellte Urteil hat

dieser mit Schriftsatz vom 8° Juni 1956 — beim Bundessozial—

gericht eingegangen am 9° Juni — Revision eingelegt und bean—

tragt, die angefochtene Entscheidung, das Urteil des Sozialge—

richte München vom 170 August 1954 sowie den Bescheid der Be—

klagten vom 6° April 1954 in der Fassung des Widerspruchsbe—

scheids vom 19„ Mai 1954 aufzuheben und die Beklagte dem Grunde

nach zu verurteilen, ihm Alu ohne Anrechnung der Abfindung zu
gewähren° Mit Schriftsatz vom 21° Juni 1956 — beim Bundéssozial—

gericht eingegangen am‘22° Juni — ist die Revision begründet

werden, Gerügt wird mangelnde Sachaufklärung° Im vorliegenden

Falle sei anzunehmen, daß die Besatzungsmacht Hauptarbeitgeber,
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die Bayerischen Motorenwerke mittelbarer Arbeitgeber gewesen

seien, Dann bestünden aber Ansprüche gegenüber dem mittel—

baren und dem unmittelbaren Arbeitgeber, Ein Rechtsstreit

gegen die Use—Armee sei jedoch aussiehtslos
gewesen, da die

Besatzungsmacht wegen ihrer autonomen Stellung nicht gezwun—

gen werden könne, einen Arbeitnehmer weiter zu beschäftigen°

Aber auch ein ReChtsstreit gegen die Bayerischen Motoren—y

werke habe nicht zum Erfolg führen können, da es sich um

eine Druckkündigung gehandelt habe und in einem solchen Falle

die Arbeitsgerichte darauf abstellten, ob es dem Arbeitgeber

zuzumuten sei, empfindliche Nachteile auf sich zu nehmen

und den Arbeitnehmer weiter zu beschäftigen oder ob die Nach—

teile so groß seien, daß die Weiterbeschäftiguhg nicht zu—
mutbar sei° Letzteres treffe hier zu„ Einen Rechtsanspruch

auf Abfindung habe der Kläger nicht gehabt° Es„handele sich

hier um ein "soziales Schmerzensgeld“, um eine Abfindung für

den sozial ungerechtfertigten Verlust der Arbeitsstelle°

Dies berechtige nicht zur Anwendung des 5 115 Abs° 1 Nr, 2

AVAVG° Mit Rücksicht auf den geltend gemachten Verfahrens—
mangel ist der Hilfsantrag gestellt werden, das angefochtene

Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückzuverweisen°

In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger noch darauf hin—

gewissen, daß eine Abfindung nur dann als "anläßlich" des

Ausscheidens gewährt angesehen werden könne, wenn nicht nur

ein zeitlicher, sondern auch innerer Zusammenhang bestehe,

Dies werde hier verneint° '

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 9° August 1956'darge—

legt, der Begriff der Abfindung erfasse nach seinem Wortlaut

und dem Willen des Gesetzgebers sowohl Abfindungen, auf die

ein Rechtsanspruch bestehe, als auch solche, die ohne recht»

liche Verpflichtung gewährt würden° Entscheidend sei aber,

daß die Abfindung tatsächlich anläßlich des Ausscheidens ge—
zahlt werde, also in ursächlichem ZuSammenhang mit dem Ver—

lust der Arbeitsstelle stehe, Im vorliegenden Falle enthalte

sie keine Beträge, die mit der Auflösung des Arbeitsverhält—
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nisses in keinem oder nur in losem Zusammenhang stünden° Sie

hat deshalb beantragt, die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen°

Im einzelnen wird auf den Inhalt der Schriftsätze Bezug ge—

nommen° ' ‘

Das GeriCht hatte zunächst zu prüfen, ob schon die Berufung

zulässig gewesen ist° Das Sozialgericht hat sie nach @ 150 Nr„1

SGG zugelassen„ Das Landessozialgericht ist der Ansicht, daß

es sich hier "auf Grund der Abfindungshöhe und ihrer Anrech—

nung " um einen streitigen Anspruch auf widerkehrende Leistun—

gen von weniger als 13 Wochen handele, so daß die Berufung nach

5 144 Abs. 1 Nr„ 2 SGG ohne Zulassung ausgeschlossen gewesen

sei° Diese Auffassung ist rechtsirrig° Streitig ist nicht ein

Anspruch in diesem Sinne; denn bei Anwendung des 5 113 Abs„ 1

Nr„ 2 AVAVG wird die Unterstützung weder ihrer Dauer noch ihrer
Höhe nach gekürzt, wie aus der unrichtigen Bézeichnung "An—

rechnung" angenommen werden könnte° Es liegt in einem solchen

Falle aber auch kein Streit über den Beginn der Alu vor, wie

der Senat in seinem Urteil v0m 12.7.1955 (BSG„1 SO 111) darge—

legt hat? Der Streit erfaßt vielmehr den gesamten Unterstüt—
zungsanspruch; denn zu prüfen ist, ob eine anläßlich des Aus—

scheidens aus dem Beschäftigungsverhältnis gewährte Leistung

als eine solche zu bewerten ist, die unter % 113 Abs„'1 Nr° 2

AVAVG fällt und damit die Unterstützung für eine bestimmte An?

zahl von Tagen ausschließt° Die Berufung war deshalb nach

% 143 SGG zulässig° Die "Zulassung" nach 5 150 Nr°.1 SGG war

mithin als unbeschtlich anzuseheno : ‘

° Die Revision ist zulässig° Sie hatte auch Erfolg, da die Ver—

fahrensrüge des Klägers aus @ 103 SGG begründet ist„

Das Gericht mußte zunächst klären, ob in diesem Falle, in dem
.es sich um eine Anfechtungs— und Leistungsklage handelt9 das

seit dem 1° April 1957 geltende Recht in Gestalt des @ 96

AVAVG in der Fassung vom 3° April 1957 (BG-Bl° I 8° 321)

— früher 5 113 — anzuwenden ist. Es hat dies verneint, da die

Auswirkungen dieses Streitfalles sich nicht mehr auf den Zeite

raum des neuen Rechts erstrecken (vgl° EGHZ Bd° 9 So 101)°
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Eine abschließende Entscheidung in der Sache konnte der Senat

jedoch nicht treffen, da der Sachverhalt vovaandessozialge—

richt nicht genügend aufgeklärt ist. Nach dem Tatbestand des

Urteils war die Werksleitung "hinsichtlich der Einstellung

und Entlassung von Arbeitskräften an die Weisungen amerikani—

scher Dienststellen gebunden"° Der Arbeitgeber habe den Klä—

ger auf Veranlassung der Besatzungsmacht entlassen müssen°

Welche Feststellungen hierzu tatsächlich getroffen werden

sind, ergibt sich nicht aus dem Urteil, Jedenfalls ist aus
ihm nicht ersichtlich, welche rechtliche Stellung die Werks—
leitung zur Besatzungsmacht einnahm° Insoweit wäre aufzu—

klären gewesen, ob diese unmittelbarer, die Werksleitung mittel—

barer Arbeitgeber war oder ob die Besatzungsmacht nur als Auf—

traggeber auftrat und demgemäß die Werksleitung selbständiger

Arbeitgeber war, Hier mußte aber weiter geprüft werden, ob

sie nun auch berechtigt war, völlig selbständig die benötig—

ten Arbeitskräfte einzustellen und zu entlassen oder inwiel

weit sie trotzdem kraft besatzungsrechtlicher Befugnisse der
Besatzungsmacht an deren Weisungen gebunden war, sei es, daß

diese allgemeine Richtlinien gegeben, sei es, daß sie allge—

mein die Einstellung und Entlassung von ihrer Zustimmung

oder Anordnung abhängig gemacht oder sich für Einzelfälle aus

besatzungspolitischen Gründen eine Einwirkung oder Entscheidung

vorbehalten hatte° '

Erst aus diesen Feststellungen läßt sich erkennen, wie die

Kündigung und demgemäß die als "Abfindung" bezeichnete Lei—
stung des'Arbeitsgebers an den Kläger rechtlich zu bewerten

ist,

Der erkennende Senat hat in seinem Urteil vom 12, Juli 1955
(BSG° 1 S, 134) festgestellt, daß eine durch arbeitsgericht—
liches Urteil fcstgesetzte oder durch Vergleich vereinbarte

Abfindung nagh_dgn_■■ézi_■_ggghg eine "Abfindung oder Ent—
schädigung anläßlich des Ausscheidens aus der früheren Be«

schäftigung" im Sinne des @ 113 Abs, 1 Nr, 2 AVAVG ist° Er
hat dabei offen gelassen, wie in Fällen einer Kündigung auf

Veranlassung eines Dritten (Druckkündigung) zu entscheiden
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oder wie die Rechtslage zu
beurteilen ist, wenn eine Abfindung

vom—Arbeitgeber freiwillig aus nicht auf den && 7, 8 KSchG
beruhenden, z.B° aus besonderen sozialen Gründen gezahltwird°

In seinem Urteil vom 270 Januar 1956 (BSG, 2 SD 164) hat der

Senat an seiner Rechtsprechungfestgehalten°

Das Landessozialgericht hat sich mit diesen Fragen nur am

Rande beschäftigt, da es sie nicht für entscheidend hielt;

denn @ 113 Abs° 1 Nr° 2 AVAVG mache keinen Unterschied nach
Réchtsgründen oder Motiven für die Entschädigungszahlung° Es

hat deshalb auch dahingestellt gelassen, ob eine Druckkündi—

gung zur Entlassung geführt hat° Der Kläger habe jedenfalls

mit einer solchen Einwirkungenöglidhkeit schon seit seiner
Einstellung rechnen müssen, da das Werksgelände durch Mili—

tärposten bewacht und die Belegschaft beim Betreten und Ver—
lassen des Betriebs auf den Besitz der Personalausweise dauernc

kontrolliert werden sei° Diese Feststellung hat jedoch mit

der Frage nach der Art der Kündigung unmittelbar nichts zu tun,

da derartige Maßnahmen nur der Sicherung des Betriebs und der

Fernhaltung Unberechtigter dienten°

Auch wenn das Landessozialgericht aus anderen gleich gelager—

ten Fällen zu der Auffassung kam, daß die Werksleitung die

Abfindung in Anerkennung einer rechtlichen Verpflichtung "im

Sinne" der Vorschriften der 5% 7, 8 KSchG gezahlt habe, konnte

es deshalb noch nicht ohne weiteres die Anwendung des 5 115

Abs, 1 Nr° 2 AVAVG bejahen° Diese Vorschrift setzt voraus,

daß eine solche Abfindung anläßligh des Ausscheidens aus der
Beschäftigung gezahlt wird" Nach Ansicht des Iandessozialge—

richts ergibt sich der zeitliche Zusammenhang eindeutig aus

der Vereinbarung vom 23, März 1954, Die Entlassung sei auch

zumindest "mit ursächlich" zur Gewährung der Abfindung ge—

wesen, was zur Anwendbarkeit des 5 113 AVAVG ausreiche° Dem

kann ohne'ergänzende Feststellungen nicht zugestimmt werden°

Der Ausdruck "anläßlich" ist keineswegs so eindeutig, wie es

auf den ersten Blick scheint, Der erkennende Senat hatte

bereits in seinem oben erwähnten Urteil vom 12, Juli 1955 fest—

gestellt, daß Beträge, die mit der Auflösung des Arbeitsver—
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hältnissee selbst in keinem oder nur in losem Zusammenhang
stehen, unberücksichtigt zu bleiben haben° Daraus ergibt
sich aber, daß der Begriff "anläßlich" auslegungsbedürftig

ist° Für seine Anwendung genügt nicht allein der zeitliche,

sondern zu fordern ist wesentlich auch ein innerer Zusammen—

hang zwischen der Entlassung und der Gewährung einer Abfin—

dung° Dieser innere Zusammenhang muß mindestens überwiegend

vorhanden sein° Im vorliegenden Falle kann es dagegen sehr

wohl möglich sein, daß nicht die einzelne Kündigung als

solche die Ursache für die vom Arbeitgeber gewährte Zuwen—

dung war° Am 4. März 1954 ist, wie dem Gericht bekannt ist,

nicht nur der Kläger entlassen worden, sondern es wurde

mehreren hundert Arbeitnehmern des Werkes Allach das wei—

tere Betreten durch Anordnung der Besatzungsmacht untersagt,

Da zu diesem Zeitpunkt noch nicht zu übersehen war, wie

Viele dieser Entlassenen in anderen Betrieben der Bayerischen
Motorenwerke oder bei sonstigen Arbeitgebern untergebracht

werden konnten, wäre es zoB° denkbar, daß die Werksleitung

in erster Linie zur Vermeidung von Unruhe unter der ver—
bliebenen Belegschaft oder bei den Bntlassenen mit Zustimmung

der Besatzungsmacht die Zuwendung gewährte, zumal von dieser

keine näheren Gründe angegeben worden waren, als daß die Ent—

lassung\"im Interesse der Regierung der Vereinigten Staaten

dringend für notwendig gehalten" werde° Ebenso war nicht von
der Hand zu weisen, daß die Zahlung auch aus anderen, mit der

Entlassung nicht in überwiegend innerem Zusammenhang stehen—

den Gründen erfolgt sein könnte. Würde dies aus den vorzu—

nehmenden Feststellungen hervorgehen‚ so wäre zwar der zeit—

liche, sonst aber überwiegend ein anderer innerer Zusammen—

hang als gerade derjenige der Beendigung dieses einzelnen

Arbeitsverhältnisses gegeben° In einem solchen Falle würde

jedoch für die Anwendbarkeit des 5 113 Abs° 1 Nr° 2 AVAVG kein

Raum sein°

Wie zu entscheiden wäre, wenn etwa die Zuwendung aus besonderen

sozialen Gründen gewährt werden sein sollte, mußte der Senat

dahingestellt bleiben lassen, da auch insoweit der Sachverhalt

nicht ausreicht°
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Die Auffassung des
Landessozialgerichts,

die Abfindung sei

eine solche im Sinne der 55 7, 8 KSchG, begegnet auch aus einer

weiteren, nicht genügend gewürdigten Grunde erheblichen Beden—

ken° Eine derartige Abfindung käne nur in Frage, wenn die

Voraussetzungen des Kündigungsschutzgesetzes vorlegen, Ob dies

der Fall ist, zumal es sich hier um eine außerordentliche

Kündigung gehandelt hat (vgl. dazu auch @ 11 KSchG), steht
nicht fest° Jedenfalls würde vorauszusetzen sein, daß der

Arbeitgeber mit der Kündigung bezweckte, den Arbeitnehmer aus

seinem Betrieb zu entfernen, Wäre anzunehmen, daß die Werke—

leitung Allach Arbeitgeber gewesen ist, so bestand diese Ab—
' sicht bei ihr offensichtlich nicht, Dieser Schluß könnte sich

ohne weiteres aus dem Kündigungsschreiben vom 4° März 1954

ergeben° Danach sah sich die Werksleitung, da das Hauptquar—

tier KOMD den weiteren Aufenthalt des Klägers nicht mehr ge—
nehmigte, "gezwungen", ihm mitzuteilen, daß sie "keine Möge

lichkeit mehr habe, das bestehende Arbeitsverhältnis aufrecht—

'zuerhalten"° Diese Fassung könnte vielmehr, ohne daß damit
fder Bewertung der noch erforderlichen Feststellungen vorge—

griffen werden soll, darauf hindeuten, daß die Werksleitung

die Kündigung nur auf Veranlassung der Besatzungsmacht aus—_

gesprochen hat (vgl‚ dazu außer dem im BSG, 1 S, 142 Abs° 2

angegebenen Schrifttum auch Müller im Betriebsberater 1952

S, 550 und Nikisch, Arbeitsrecht, 2, Aufl° S° 591 Nr° 2)°

Im übrigen kommt es nicht darauf an, ob der Arbeitgeber sich

irrtümlich für Verpflichtet hält, eine "Abfindung" zu zahlen

oder wie er sie bezeichnet, Sondern ausschlaggebend ist, wie

sie im Klagefalle rechtlich zu beurteilen wäre°

Soweit das Landessozialgericht den auf die Kündigungsfrist

entfallenden Betrag unter 5 113 Abs, 1 Nr° 2 AVAVG einord—

nen will, liegt offensichtlich ein Schreibfehler vor, weil

dieser Teil der Entschädigung als "Arbeitsentgelt" bereits

unter Abs° 1 Nr, 1 fallen würde°
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VI„ Da die Streitsache noch nicht en£scheidungsreif war, mußte
das angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur er-

neuten_Verhandlung und Entscheidung an das Landessczialgé—

richt zufückverwiesenwerden(5 170Abso2 Satz 2 SGG)„

Die Entscheidung über die Kosten mußte dem abschließenden

Urteil vorbehalten bleiben°
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